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Frieden trotz Umbruch: Eine Analyse der ausbleibenden
Gewalteskalation in Boliviens »demokratischer
Revolution«

Seit 2006 durchläuft Bolivien einen tiefgreifenden politischen Umbruch. Dieser war
und ist überaus konfliktträchtig – die Auseinandersetzungen um eine neue Verfas-
sung führten das Land 2008 an den Rand eines Bürgerkriegs. Gleichwohl blieb das
Ausmaß politischer Gewalt gering, so dass der Veränderungsprozess bisher weit-
gehend friedlich und in einem grundlegend demokratischen Rahmen verlief. Dies
ist aus friedens- und konflikttheoretischer Sicht erklärungsbedürftig, bedenkt man
das Ausmaß an Umverteilung politischer Macht in einem Kontext, in dem in einer
Situation ohnehin schwacher demokratischer Institutionen die etablierten politi-
schen Spielregeln offen in Frage gestellt wurden. Der Beitrag fragt nach den Ur-
sachen, die den innerbolivianischen Frieden trotz Umbruch erklären. Die Analyse
verweist auf die Bedeutung der Friedensleistungen der Demokratie, zeigt aber, dass
demokratische Institutionen in ihrer Wirkung ambivalent sind und ihre Fähigkeit
zur friedlichen Bearbeitung soziopolitischer Konflikte nur zu verstehen ist, wenn sie
als eingebettet in und im Zusammenspiel mit informellen Politikmustern, politöko-
nomischen Konfliktkonstellationen und internationalen Kontextbedingungen be-
trachtet werden.
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Einleitung

Zeiten tiefgreifender Umbrüche sind Zeiten erhöhten Gewaltrisikos.1 Dies gilt, so
die einschlägige Forschung zu den Ursachen politischer Gewalt, namentlich für

1.

1 Eine frühere Version dieses Beitrags wurde auf dem Jahreskolloquium der AFK »Widerstand –
Gewalt – Umbruch: Bedingungen gesellschaftlichen Wandels«, 22.-24. März 2012, Evangelische
Akademie Villigst, präsentiert. Ich danke den TeilnehmerInnen sowie zwei anonymen Gutachtern
für Fragen und Anregungen.
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Umbrüche, die die politische Ordnung eines Landes betreffen.2 Allerdings ist nicht
erst seit der so genannten »dritten Welle« der Demokratisierung ebenso klar, dass
politische Transformationsprozesse auch weitgehend friedlich verlaufen können
(Huntington 1991). Damit stellt sich die Frage, unter welchen Bedingungen politi-
sche Umbrüche einen friedlichen, wann einen gewaltsamen Verlauf haben.

Die Forschung hat sich dieser Frage zumeist mit spezifischem Blick auf Episoden
von Regimewechseln (Demokratisierung, Autokratisierung) angenommen. Dabei
setzt sie erstens primär auf quantitative large N-Studien und fokussiert zweitens auf
die Abwesenheit bzw. den Bruch des Friedens, sprich: auf Fälle, in denen Umbrüche
zu massiver politischer Gewalt führen (Wolff 2009: 999; Spanger/Schesterinia
2012). Beides – die Dominanz quantitativ operierender Studien und der Fokus auf
Gewalt/Krieg – charakterisiert allgemein die Forschung zu den Ursachen von Ge-
walt und Frieden im innergesellschaftlichen Raum (vgl. Ballentine/Sherman 2003;
Bussmann et al. 2009; Jung 2005). Die Klage von Volker Matthies (1994), dass die
»Friedensursachenforschung« zur Frage, warum und wie Kriege enden, ein »ver-
nachlässigtes Forschungsfeld« darstelle, ist so zwar mittlerweile verjährt. Aller-
dings konzentriert sich die Untersuchung von Friedensursachen genau im Sinne
Matthies’ auf die Frage der Beendigung von Gewalt und, mit Blick auf die Thematik
politischer Umbrüche, insbesondere auf Demokratisierung nach Bürgerkriegen
bzw. Chancen und Grenzen des liberal peacebuilding (vgl. Gromes 2007; Newman
et al. 2009). Eine Friedensursachenforschung, die sich Fällen annimmt, in denen es
gar nicht erst zur Eskalation politischer Gewalt kam, findet dagegen nach wie vor
kaum statt. Darum soll es in diesem Artikel gehen, der den tiefgreifenden, aber
bisher dennoch weitgehend friedlichen politischen Umbruch untersucht, den Boli-
vien seit 2006 durchläuft. Damit ist zugleich ein qualitativer, hier gar auf den Ein-
zelfall bezogener Zugang gewählt, der im Unterschied zum statistischen Fokus auf
Korrelationen und »kausale« Effekte darauf zielt, kausale Mechanismen herauszu-
arbeiten.

Im Folgenden werde ich zunächst einen knappen Überblick über die politischen
Veränderungen geben, die sich in Bolivien seit der Jahrtausendwende entfaltet ha-
ben (2.), und darauf aufbauend begründen, warum Bolivien im Sinne der Frage-
stellung als signifikantes Nicht-Ereignis von Interesse ist: als Nicht-Ereignis, inso-
fern der von Präsident Evo Morales seit 2006 vorangetriebene Umbruch bisher

2 Als Gewalt bzw. Bürgerkrieg verursachende Faktoren, die einen Umbruch der politischen Ordnung
betreffen, betont die Forschung dabei einerseits Prozesse des Regimewandels wie Demokratisierung
und Autokratisierung, andererseits politische Instabilität im Allgemeinen (vgl. Bussmann et al. 2009:
21; Cederman et al. 2010; Fearon/Laitin 2003; Hegre et al. 2001; Mansfield/Snyder 2008; Sambanis
2005: 315-316).
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weitgehend friedlich verlief; als signifikant, weil der Stand der Forschung zu den
Ursachen politischer Gewalt einen gewaltsamen Verlauf durchaus nahegelegt hätte
(3.).

Um den gewaltarmen Verlauf des Umbruchs zu erklären, verfolgt der vorliegende
Beitrag eine analytisch-eklektizistische Strategie. In der Formulierung von Rudra
Sil und Peter Katzenstein (2010: 20) zielt analytischer Eklektizismus darauf, erklä-
rungsbedürftige politische Phänomene in ihrer Komplexität zu reflektieren und da-
für »die Vielfalt, Heterogenität und Interaktion kausaler Mechanismen und Prozes-
se« in den Blick zu nehmen. Anstatt konkurrierende Theorien und Paradigmen ge-
geneinander zu testen, geht es mithin darum, komplexe, problemfokussierte Erklä-
rungen für ein gegebenes empirisches Phänomen zu entwickeln.3 Konkret bietet es
sich an, mit dem vielversprechendsten Erklärungsansatz zu beginnen und dessen
Reichweite und Grenzen empirisch auszuloten, um ihn dann sukzessive – soweit
für die Erklärung nötig – um weitere Elemente zu ergänzen. In diesem Sinne beginnt
Abschnitt 4 mit dem Ansatz des democratic civil peace, der eine klare und intuitiv
plausible Erklärung anbietet: Demnach sollte der demokratische Charakter des po-
litischen Systems in Bolivien die Fortdauer des innergesellschaftlichen Friedens
verursachen. In der Tat erweisen sich die zwei Kausalmechanismen demokratischer
Konfliktentschärfung (4.1) und demokratischer Konfliktlinderung (4.2) als bedeu-
tend, die Analyse zeigt aber zugleich deutliche Grenzen einer solchen demokratie-
zentrierten Erklärung (4.3). Deshalb werden drei weitere Kausalmechanismen her-
angezogen: informelle Formen der Konfliktbearbeitung (4.4), die politökonomische
Opportunitätsstruktur (4.5) sowie der internationale Kontext (4.6).

Die theoretischen Ansätze und Forschungsergebnisse der Friedens- und Kon-
fliktforschung, auf die der vorliegende Beitrag zurückgreift, werden jeweils dort
eingeführt, wo sie für die Entwicklung der Argumentation benötigt werden: die
Forschung zu Gewalt- und Bürgerkriegsursachen in Abschnitt 3, um den Umbruch
in Bolivien als potenziell gewaltträchtig auszuweisen; die Forschung zu Friedens-
ursachen in Abschnitt 4, um die verschiedenen Kausalmechanismen zu begründen.
Dabei beziehe ich mich insbesondere in Abschnitt 4 auf theoretische Überlegungen,
die ich an anderer Stelle ausführlicher entfaltet habe (vgl. Wolff 2008; 2009). Em-
pirisch fokussiert der Beitrag auf den Großkonflikt zwischen dem Regierungslager
um Präsident Evo Morales und der Opposition um die »alten Eliten« und die regio-
nalen Autonomiebewegungen, um die Komplexität multipler Konflikte in Bolivien

3 Ziel analytisch-eklektizistischer Forschung ist nicht die Etablierung schlanker Theorien mit umfas-
sendem Erklärungsanspruch, sondern die Entwicklung einer komplexen kausalen Argumentation,
die auf der Ebene von Theorien mittlerer Reichweite angesiedelt ist (Sil/Katzenstein 2010: 208).
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für die Analyse handhabbar zu machen. Im Zentrum steht der konfliktträchtige
Aushandlungsprozess zwischen diesen beiden Konfliktparteien, der sich auf die von
Morales initiierte verfassungsrechtliche »Neugründung« Boliviens bezog. Unter-
suchungszeitraum ist damit die erste Amtszeit von Präsident Morales (2006-2009),
die mit der Annahme einer neuen Verfassung und Neuwahlen endete (siehe 2.).
Lediglich im Schlusskapitel (5.) wird ein kurzer Blick auf jüngere Entwicklungen
geworfen.

Die »demokratische Revolution« des Evo Morales

Nach einer turbulenten Transition zur Demokratie wurde Bolivien nach 1985 zu
einem viel gelobten Modell, das Demokratisierung, Stabilisierung und neoliberale
Strukturanpassung erfolgreich zu verbinden schien (vgl. Mayorga 1997; Puhle
2001). Zwischen 2000 und 2005 kam es jedoch zu einer wellenartigen Eskalation
sozialer Konflikte, die 2003 im protestförmigen Sturz von Präsident Sánchez de
Lozada gipfelte. Im Zuge der Massenproteste etablierte sich der Gewerkschafts-
führer, Kokabauer und Kopf der Bewegung zum Sozialismus (Movimiento al So-
cialismo, MAS) Evo Morales als Leitfigur der sozialen und indigenen Bewegungen
des Landes. Im Dezember 2005 wurde Morales mit absoluter Mehrheit zum ersten
indigenen Präsidenten Boliviens gewählt. Seit Amtsantritt hat die MAS-Regierung
weitreichende politische Veränderungen eingeleitet, insbesondere eine grundlegen-
de Verfassungsreform sowie Richtungswechsel in der Wirtschafts- und Sozialpo-
litik, der Drogenbekämpfung und der Außenpolitik.4

Die »Neugründung« Boliviens über eine Verfassunggebende Versammlung
(Asamblea Constituyente) entsprach einer historischen Forderung der indigenen
Bewegungen des Landes. Die Versammlung wurde im Juli 2006 gewählt und
schloss ihre Arbeit im Dezember 2007 ab. Die Annahme des Verfassungsentwurfs
mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder – bei Abwesenheit der wich-
tigsten Oppositionsparteien – war jedoch höchst umstritten. Insbesondere in den
Departments des südöstlichen Tieflandes, in dem die Opposition gegen Morales ihre
Hochburg hat, mobilisierten regionale Autonomiebewegungen gegen die Regie-
rung. Erst nach Monaten teils heftiger politischer Auseinandersetzung gelang im
Oktober 2008 ein Abkommen im Kongress, der mit Zweidrittelmehrheit eine de-

2.

4 Einen Überblick über Bolivien unter Evo Morales bieten: Crabtree/Whitehead (2008); Ernst/
Schmalz (2009); Gamarra (2008); Kohl/Bresnahan (2010); Lessmann (2010); PNUD (2010 a;
2010 b); Zegada et al. (2011).
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taillierte Überarbeitung der Verfassungsvorlage vornahm (vgl. Romero et al.
2009).5 Die neue Magna Charta erklärt Bolivien zu einem »plurinationalen Staat«,
beinhaltet entsprechend weitreichende indigene (Kollektiv-)Rechte und bedeutet
allgemein einen tiefgreifenden normativen und institutionellen Wandel, der die re-
präsentative Demokratie um direktdemokratische, partizipative und »kommunita-
ristische« Elemente ergänzt, den politisch-bürgerlichen Rechten weitgehende wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte zur Seite stellt und die private
Marktwirtschaft in eine gemischte Wirtschaftsstruktur einordnet (vgl. Wolff 2012).
Im Januar 2009 erhielt die neue Verfassung in einem Referendum über 60% Zu-
stimmung. Ende 2009 folgten Neuwahlen, bei denen Morales klar im Amt bestätigt
wurde und der MAS eine Zweidrittelmehrheit im neuen Parlament, der Asamblea
Legislativa Plurinacional, gewann. Seit 2010 wurde eine Reihe von Organgesetzen
zur Implementierung der neuen Verfassung verabschiedet.6

Im Bereich der Wirtschafts- und Sozialpolitik hatte Morales einen Bruch mit
neoliberalen Rezepten versprochen. Entsprechend baute die Regierung die ökono-
mische Rolle des Staates aus. Im Zuge der im Mai 2006 verkündeten »Nationali-
sierung des Erdgases« wurden mit den betroffenen internationalen Unternehmen
neue Verträge ausgehandelt, die staatliche Kontrolle des Sektors ausgeweitet, das
staatliche Erdgasunternehmen Yacimientos Petrolíferos Fiscales Bolivianos
(YPFB) wiederbelebt und Steuern auf die Erdgasförderung erhöht. Steigende Staats-
einnahmen, insbesondere aus Erdgas- und Minenausbeutung, flossen in ausgewei-
tete Sozialausgaben und öffentliche Investitionen (Weisbrot et al. 2009; vgl. Kaup
2010; Mendonça/Santaella 2010). Darüber hinaus kündigte die Regierung Morales
eine »zweite Bodenreform« an, intensivierte die Umverteilung von Land und ver-
schärfte die entsprechenden gesetzlichen und verfassungsrechtlichen Vorgaben
(vgl. Ströbele-Gregor 2009; Urioste 2009). Schließlich wendete sich Morales gegen
die bisher von den USA forcierte erzwungene Kokavernichtung und legalisierte den
Anbau von Koka (begleitet von einer Strategie der kooperativen Anbaubegrenzung),
setzte aber staatliche Maßnahmen gegen Drogenproduktion und -handel fort (vgl.
Farthing/Kohl 2010).

Die erste Amtszeit von Präsident Morales (2006-2009) steht damit für einen be-
merkenswerten Prozess politischen Wandels, der vielleicht keine »Revolution« im

5 Während die Verfassunggebende Versammlung speziell zur Ausarbeitung einer neuen Verfassung
gewählt worden war, besaß der Kongress – das reguläre nationale Parlament im Rahmen der alten
Verfassung – keinerlei formale Autorität zur Überarbeitung der Verfassungsvorlage. Unter der neuen
Verfassung heißt das bolivianische Parlament »Plurinationale Legislative Versammlung«.

6 Zu Verfassungsprozess und neuer Verfassung vgl. im Überblick Gamarra (2008: 138-141); IDEA
Internacional (2010); Käss/Velásquez (2009); Lehoucq (2008); Romero et al. (2009); Wolff (2012).
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eigentlichen Sinne darstellt, aber jedenfalls einen tiefgreifenden politischen Um-
bruch. Die Regierung des MAS und die neue Verfassung stehen nicht nur symbo-
lisch für die politische Inkorporation der indigenen Bevölkerung des Landes, die
zwar rund 60% der Gesamtbevölkerung Boliviens stellt und bereits in der Revolu-
tion von 1952 das Wahlrecht erhielt, aber auch unter demokratischen Vorzeichen
bis dato faktisch weitgehend marginalisiert gewesen war. Zwar ist die Selbstbe-
zeichnung der MAS-Regierung als »Regierung der sozialen Bewegungen« sicher-
lich übertrieben (vgl. Anria 2010; Stefanoni 2009), und seit 2010 sind wachsende
Konflikte zwischen Regierung und sozialen und indigenen Bewegungen zu ver-
zeichnen (vgl. Mokrani 2011; Zegada et al. 2011: 93-98). Generell hat sich unter
Morales aber doch zweifellos ein weitgehender Wechsel der politischen Eliten voll-
zogen, indem das bisherige politische Establishment weitgehend entmachtet wurde,
die bisher dominanten gesellschaftlichen Kräfte deutlich an Macht eingebüßt haben
und die Repräsentation und Partizipation bisher politisch und sozioökonomisch
marginalisierter Kräfte massiv zugenommen hat (vgl. PNUD 2010 a; 2010 b; Ze-
gada et al. 2011: 245-246).

Boliviens friedlicher Umbruch als signifikantes Nicht-Ereignis

Die Literatur zum Verhältnis von Demokratie und politischer Gewalt betont die
Gefahren, die von der Ablösung eines autoritären Regimes ausgehen (vgl. Cederman
et al. 2010; Hegre et al. 2001; Mansfield/Snyder 2008). Der skizzierte Umbruch in
Bolivien stellt allerdings keinen Regimewechsel im Sinne der üblichen Schemata
dar. Nach Einschätzung der meisten Experten ist das politische System Boliviens
vor, während wie nach der Verfassungsänderung grundsätzlich demokratisch struk-
turiert; der oben umrissene Umbruch verlief mithin im Rahmen einer bestehenden
Demokratie (vgl. z.B. Bertelsmann Stiftung 2009; Gamarra 2008; Wolff 2012).
Dieses Bild bestätigen auch die gängigen Demokratie-Indices, die für Bolivien nach
2005 keine signifikanten Tendenzen der Demokratisierung (oder Autokratisierung)
verzeichnen.7 Damit ist jedoch das Ausbleiben einer gewaltförmigen Konflikteska-
lation in Bolivien keineswegs trivial, betont doch etwa Nicholas Sambanis »das

3.

7 Der Bertelsmann Transformation Index (BTI) stuft Bolivien bei graduellen Schwankungen und
Verschiebungen als »defekte« (illiberale und delegative) Demokratie ein (Bertelsmann Stiftung
2009: 2). Bei Freedom House gilt das Land als partiell freie elektorale Demokratie (Freedom House
2011). Nach Polity IV, das politische Regime auf einer Skala von -10 (umfassend autokratisch) bis
+10 (umfassend demokratisch) verortet, bleibt Bolivien trotz einer Abstufung von +8 auf +7 im
demokratischen Spektrum (+6 bis +10) (Marshall/Jaggers 2011).
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erhöhte Risiko politischer Gewalt, das von einem Machtübergang auch ohne Re-
gimeübergang ausgehen kann« (Sambanis 2005: 315; Hervorh. im Orig.).8

Ein solcher Machtübergang lässt sich für Bolivien eindeutig konstatieren. Die
Wahl von Morales und die sich anschließende Regierung des MAS bedeuteten eine
dramatische Umverteilung politischer Macht und bedrohten entsprechend unmit-
telbar vitale Interessen der bisherigen Eliten (vgl. Eaton 2011: 300-302). So wurden
die Parteien der politischen Elite, die seit 1985 die demokratischen Institutionen des
Landes unumstritten dominiert hatten, mit den Parlamentswahlen 2005 und den
Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung 2006 zu einer oppositionellen Min-
derheit, die sich einer Mehrheit der »anti-systemischen« Partei MAS gegenüber sah.
Mit dieser Kräfteverschiebung innerhalb der politischen Institutionen ging zugleich
ein drastischer Machtverlust der mit den »traditionellen« Parteien eng verwobenen
sozioökonomischen Eliten des Landes einher. So verloren die Unternehmerverbän-
de ihren gewohnt privilegierten Zugang zur Politik und sahen sich stattdessen mit
der anti-neoliberalen, auf »Nationalisierung« und Stärkung des Staates setzenden
Wirtschaftspolitik des MAS konfrontiert. Gleiches gilt für das Agrobusiness und
namentlich die Großgrundbesitzer im südöstlichen Tiefland, die Enteignung oder
jedenfalls Landumverteilung fürchten mussten.9 Hinzu kam die generelle Befürch-
tung, die auch Teile der »weißen«, städtischen Mittelschichten insbesondere im
südöstlichen Tiefland teilten, dass mit dem Wahlsieg von Morales und MAS nun
die arme, indigene Bevölkerung des Hochlandes die Macht im Staat übernommen
habe, um diesen in einem umgedrehten Rassismus nun nach ihrer Maßgabe umzu-
gestalten.10

Gleichzeitig bestand aus Sicht der Opposition gegen die neue MAS-Regierung
wenig Anlass, sich auf den Schutz und die Vermittlungsfunktion staatlicher Insti-
tutionen und demokratischer Verfahren zu verlassen. Denn erstens sah sie sich seit

8 Als Beispiel nennt er einen Führungswechsel innerhalb eines fortgesetzt autokratischen Regimes,
aber die potenziellen Implikationen eines Elitenwechsels können grundsätzlich ebenso ein demo-
kratisches Regime betreffen: »Disaffected elites with access to war-making capital may strike at
the new leadership and a civil war can occur from a military coup, particularly if the military splits,
each supporting a faction of elites« (Sambanis 2005: 315). Dass Eliten, die sich von einer neuen
(gewählten) Regierung bedroht sehen, als Gegenwehr zu undemokratischen und gewaltträchtigen
Mitteln greifen, ist aus der Geschichte des Zusammenbruchs lateinamerikanischer Demokratien
nur zu gut bekannt (vgl. Linz 1978; Rueschemeyer et al. 1992: Kap. 5).

9 Nach der Revolution 1952 kam es zu einer Agrarreform, die Großgrundbesitz abschaffte. Diese
betraf allerdings nicht das Tiefland, das damals noch kaum erschlossen war. Großgrundbesitz und
großflächiges Agrobusiness bildeten sich hier erst deutlich später – und existieren entsprechend
bis heute (Ströbele-Gregor 2009: 145).

10 Vgl. Isidoro (2009); Peñaranda (2009); Schilling-Vacaflor (2010: 174-212); Urioste (2009); Ze-
gada (2010).
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den Wahlen 2005 systematisch in der Minderheit, unterlag mithin zuverlässig in
allen nationalen Wahlen und Referenden. Zweitens signalisierte der MAS und na-
mentlich Präsident Morales nur begrenzten Respekt vor prozeduralen und auch ver-
fassungsmäßigen Beschränkungen, während der gesamte Prozess des politischen
Wandels explizit auf den Abbau der bestehenden demokratischen Institutionen zu
Gunsten neuer zielte. Drittens war just im Kontext des Umbruchsprozesses die Ju-
dikative als Kontrollorgan nur eingeschränkt funktionsfähig (vgl. Wolff 2011:
5-6).11 Eine zentrale Bedingung, die das Überleben der Demokratie unter Bedin-
gungen kapitalistischer Entwicklung ermöglicht, war damit nicht mehr gegeben:
dass die demokratischen Institutionen »die dominanten Klassen gegen wahrgenom-
mene Bedrohungen ihrer vitalen Interessen beschützen« (Rueschemeyer et al. 1992:
78).

Der Umbruch in Bolivien ist damit nicht »nur« als Machtübergang im Sinne von
Sambanis (2005: 315) zu charakterisieren, sondern weist zusätzlich eine Reihe wei-
terer Charakteristika auf, die der Forschung zufolge Regimewandel konfliktträchtig
machen und die Friedensfähigkeit der Demokratie unterminieren:12 Die politischen
Spielregeln wurden grundlegend hinterfragt. Generell sind die staatlichen Institu-
tionen Boliviens schwach, und den gestiegenen Partizipationsansprüchen stand kein
institutionalisiertes Parteiensystem gegenüber. Hinzu kommen ein niedriges Niveau
ökonomischer Entwicklung, hohe Armuts- und Ungleichheitsraten sowie diverse –
hier: ethnische, soziale, politische und regionale – cleavages, die sich tendenziell
überlappen. Unter solchen Bedingungen, so prominent Mansfield und Snyder
(2008: 4), dienen demokratische Wahlen häufig nicht der Befriedung des Konflikt-
austrags, sondern werden zum Instrument der politischen Auseinandersetzung (vgl.
Snyder 2000; Wimmer/Schetter 2003: 254). Paul Collier (2009: 239) zählt Bolivien
explizit zu den Ländern der »Bottom Billion«, in denen nach seinen statistischen
Berechnungen die Demokratie – und konkret Wahlen – ein überaus riskantes Ge-
schäft sind. Generell gerät die Fähigkeit der Demokratie zur Aufrechterhaltung des
innergesellschaftlichen Friedens an ihre Grenzen, wenn konfliktträchtige cleavages
nicht mehr hinreichend durch einen basalen Konsens über »universal akzeptierte
Grenzen« (Diamond 1990: 49) des Konfliktaustrags gemäßigt werden.

11 Konflikte zwischen der Regierung Morales und den obersten Gerichten führten dazu, dass die
Judikative in einer Reihe von Rücktritten nach und nach ihre Handlungs- und Entscheidungsfä-
higkeit verlor (vgl. Bertelsmann Stiftung 2009). Erst 2010 erfolgte eine temporäre Neubesetzung
der obersten Gerichte, 2011 dann die Wahl neuer Richter (gemäß neuer Verfassung per Direkt-
wahl).

12 Vgl. Collier (2009); Diamond (1990); Gromes (2007: 70-93); Huntington (1970); Mansfield/Sny-
der (2008); Sambanis (2005); Snyder (2000); Wimmer/Schetter (2003).
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Eine gewaltsame Eskalation des Konflikts um das von Morales vorangetriebene
Transformationsprojekt hätte im Sinne der Forschung über politische Gewalt und
Bürgerkriegsursachen also durchaus nahe gelegen. Dass dies nicht bloß Theorie ist,
zeigte sich im September 2008, als die Konfrontation zwischen nationaler Regie-
rung und regional konzentrierter Opposition in einer offenen politischen Krise gip-
felte und das Land an den Rand eines Bürgerkriegs brachte (Böhrt 2009: 54; Jost
2009: 38). Die regionalen Autonomiebewegungen in den südöstlichen Tiefland-
Departments13 Boliviens, der so genannten media luna- (Halbmond-) Region, waren
nach der Wahl Morales’ schnell zum Kern der Opposition geworden. Im Tiefland
Boliviens sind die Gasfelder und die Agrarexportwirtschaft konzentriert, womit so-
wohl die Umverteilung der Erdgaseinnahmen als auch die angestrebte Landreform
primär die Departments der media luna betrafen. Generell ist die Region relativ
wohlhabend, während der Anteil der indigenen Bevölkerung relativ gering ist. Die
Autonomiebewegungen wurden von den gewählten Präfekten der jeweiligen de-
partamentos und regionalen »Bürgerschaftskomitees« (comités cívicos) getragen,
die gemeinsam insbesondere die Elite – und konkret die Agrarunternehmer und
Großgrundbesitzer – repräsentierten.

Im Mai und Juni 2008 führten die Autonomiebewegungen in den Tiefland-De-
partments illegale Volksabstimmungen durch, in denen so weitreichende wie ver-
fassungswidrige Autonomiestatute angenommen wurden (Schilling-Vacaflor 2010:
190). Im August rief das Oppositionsbündnis der Tiefland-Departments zu einem
Streik gegen die Regierung auf, der sich insbesondere gegen die Umverteilung der
Erdgaseinnahmen richtete (Peñaranda 2009: 152-153). Als dies scheiterte, eska-
lierten die Autonomiebewegungen die Lage: Im September 2008 blockierten op-
positionelle Gruppen im Tiefland Straßen und Gas-Pipelines, besetzten und plün-
derten lokale Institutionen des Zentralstaats. Zwischen oppositionellen und regie-
rungsnahen Gruppierungen kam es zu gewaltsamen Zusammenstößen. Trauriger
Höhe- und Wendepunkt der Krise war ein Zusammenstoß zwischen bewaffneten
Truppen mit Verbindungen zur oppositionellen Präfektur und regierungsnahen
Bauern, der zwischen zehn und 20 Toten (primär auf Seiten der regierungsnahen
campesinos) forderte und in einem Untersuchungsbericht der Union Südamerika-
nischer Nationen (UNASUR) als »Massaker« bezeichnet wurde. In Folge ließ die
Regierung Morales den oppositionellen Präfekt von Pando festnehmen und rief den

13 Die Departments (departamentos) bilden die obersten subnationalen Verwaltungseinheiten Boli-
viens, grob mit den deutschen Bundesländern vergleichbar. An ihrer Spitze steht ein – seit 2005
direkt gewählter – Präfekt bzw. Gouverneur. Die so genannte media luna bilden die vier Tiefland-
Departments Beni, Pando, Santa Cruz und Tarija.

Jonas Wolff

ZeFKo 1 (2012): 2 227

https://doi.org/10.5771/2192-1741-2012-2-219 - Generiert durch IP 216.73.217.60, am 08.05.2026, 10:04:50. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F2192-1741-2012-2-219


Ausnahmezustand über das Department aus.14 Im Oktober 2008 gelang der genannte
Kompromiss im Kongress, der dem Verfassungsreferendum den Weg ebnete. Die
Konflikte zwischen Regierung und Opposition waren damit alles andere als aus der
Welt, aber die kurze Krise vom September 2008 blieb doch die (bisher) einzige
Phase ernster Gewalteskalation.

In der Summe bleibt das Bild einer weitgehend friedlichen »demokratischen Re-
volution«,15 die nicht zuletzt mit Blick auf die Geschichte gewaltsamer Umstürze
in Bolivien bemerkenswert ist. Einschlägige Konfliktindices bestätigen dies.16

Versuch einer Erklärung

Um den friedlichen Verlauf des bolivianischen Umbruchs zu erklären, legt es die
eingangs umrissene analytisch-eklektizistische Vorgehensweise nahe, zunächst auf
das Paradigma des democratic civil peace zurückzugreifen (Hegre et al. 2001).17

Das Ausbleiben breiterer politischer Gewalt wäre demnach schlicht Folge des de-
mokratischen Charakters des politischen Systems. Als Kausalmechanismen, über
die die Demokratie den Frieden reproduziert, lassen sich dabei die Entschärfung
und die Linderung soziopolitischer Konflikte identifizieren. Konfliktentschärfend
wirkt die Demokratie, indem sie Institutionen zur friedlichen Artikulation von ge-
sellschaftlichen Forderungen bzw. zum gewaltlosen Austrag gesellschaftlicher
Konflikte bietet, konfliktlindernd, indem diese Institutionen zugleich dafür sorgen,
dass drängende politische Probleme politisch aufgenommen bzw. gesellschaftlich
artikulierte Konfliktursachen abgebaut werden. In den Begrifflichkeiten der allge-
meinen Forschung über politische Gewalt bezieht sich Ersteres auf die politischen
Opportunitätsstrukturen, die die Demokratie bietet und die gewaltsamen Wider-

4.

14 Zur Eskalation im September 2008 vgl. Humphreys/Bebbington (2010: 152-153); Peñaranda
(2009: 157-161); Romero (2009: 16-17); Schilling-Vacaflor (2010: 196-197). Im Zuge der Proteste
der Autonomiebewegungen eskalierte auch die rassistische Gewalt, die sich insbesondere in Santa
Cruz gegen die indigene Bevölkerung und ihre Organisationen richtete (vgl. Schilling-Vacaflor
2010: 195-199).

15 Die Qualifikation als »friedlich«, das sei hier der Vollständigkeit halber angemerkt, bezieht sich
selbstredend lediglich auf einen negativen oder engen Friedensbegriff.

16 Das UCDP/PRIO Armed Conflict Dataset verzeichnet für Bolivien zwischen 1946 und 2010 drei
interne bewaffnete Konflikte: den Sturz des reformistischen zivil-militärischen Regimes von Gual-
berto Villarroel 1946 (Krieg), die Revolution von 1952 (geringe Intensität) und die Auseinander-
setzung der Putschregierung von René Barrientos und der Guerrilla um Che Guevara 1967 (geringe
Intensität) (UCDO/PRIO 2011). Das Heidelberger Konfliktbarometer stuft die innerbolivianische
Konfliktlage zwischen 2007 und 2010 als »Krise« ein (vgl. HIIK 2010) – für 2011 dürfte die
Konfliktintensität abgesenkt werden.

17 Vgl. auch Gates et al. (2006); Hegre et al. (2001); Krain/Myers (1997); Spanger/Schesterinia
(2012); Wolff (2009).
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stand unnötig bzw. unattraktiv macht; Letzteres impliziert die Annahme, dass die
Existenz demokratischer Institutionen relative Deprivation bzw. grievances syste-
matisch begrenzt.18

Kausalmechanismus I: Demokratische Konfliktentschärfung

Mit Blick auf den bolivianischen Transformationsprozess kann nicht die Rede davon
sein, dass die Opposition – und konkret die regionalen Autonomiebewegungen –
ganz auf die Nutzung demokratischer Opportunitätsstrukturen setzte, um ihre For-
derungen durchzusetzen. Wie gesehen, verfolgte sie regelmäßig alternative Strate-
gien: außerinstitutionelle Proteste und Blockaden bis hin zur Besetzung und Plün-
derung staatlicher Institutionen auf der einen Seite, gegeninstitutionelle Strategien
des Aufbaus regionaler Autonomieregierungen auf der anderen Seite. Gleichwohl
spielten die demokratischen Institutionen ebenso eindeutig eine wichtige Rolle für
den Verlauf der Auseinandersetzung. So nutzte die Opposition die eigene Blocka-
demacht innerhalb des alten Kongresses sowie der Verfassunggebenden Versamm-
lung systematisch, um eine politische Dominanz des MAS zu verhindern. Im Kon-
gress setzte die Opposition, auf deren Zustimmung das Regierungslager angewiesen
war, zunächst einen Modus für die Wahlen zur Asamblea Constituyente durch, der
es dem MAS unmöglich machte, eine Zweidrittelmehrheit zu erreichen. Zugleich
stritt sie – im Kongress und später in der Verfassunggebenden Versammlung –
kontinuierlich dafür, alle wichtigen Entscheidungen in der Versammlung an Zwei-
drittelmehrheiten zu binden.

Während diese Strategie im Rahmen der Constituyente letztlich scheiterte, war –
nach Abschluss der Versammlung – im Kongress schließlich erneut eine Zweidrit-
telmehrheit nötig, um das Verfassungsreferendum einzuberufen.19 Ein hinreichen-
der Teil der parlamentarischen Opposition entschied sich – angesichts der extremen
politischen Polarisierung und des drohenden Bürgerkriegs, aber auch der eindeuti-
gen demokratischen Legitimation der Regierung – für den Versuch, eine friedliche
und demokratische Lösung des Konflikts zu finden (Böhrt 2009: 60-61, 64). Die
Verhandlungen im Kongress und das daraus resultierende Abkommen zwischen
MAS und wichtigen Teilen der Opposition entsprechen weitgehend der Vorstellung
demokratischer Konfliktbearbeitung: Sie bedeuteten den Wechsel des Konfliktaus-

4.1

18 Siehe hierzu grundlegend Wolff (2008: Kap. 2) sowie zusammenfassend Wolff (2009: 210-213).
19 Den Versuch der Regierung, das Referendum per Dekret am Kongress vorbei einzuberufen, wurde

vom Nationalen Wahlgericht (Corte Nacional Electoral, CNE) untersagt. Dass sich die Regierung
dem Einspruch der Judikative beugte, zeigt, dass deren Kontrollfunktion – trotz der oben ange-
sprochenen Probleme – wenigstens noch partiell griff (vgl. Böhrt 2009: 63; Peñaranda 2009:
150-151; Romero 2009: 26).
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trags von gewaltträchtigen außerinstitutionellen zu demokratisch institutionalisier-
ten Formen (Konfliktentschärfung) und ermöglichten dabei eine Kompromissbil-
dung, die die dramatischen Positionsdifferenzen zwischen den Parteien deutlich re-
duzierte (Konfliktlinderung, siehe unten).20 Ein ähnlicher Prozess der erfolgreichen
parlamentarischen Bearbeitung eines eskalierenden Konflikts ermöglichte im April
2009 die Verabschiedung eines vorläufigen Wahlgesetzes (und damit die Durch-
führung allgemein anerkannter Wahlen Ende des Jahres): Nach heftigen Auseinan-
dersetzungen zwischen Regierungslager und Opposition, die in einem Hungerstreik
des Präsidenten gipfelten, gelang im Kongress ein Kompromiss, der wesentliche
Forderungen der Opposition enthielt.21

Kausalmechanismus II: Demokratische Konfliktlinderung

Der Verfassungskompromiss vom Oktober 2008 zeigt deutlich, dass demokratische
Verfahren ihre konfliktentschärfende – d.h. die Formen des Konfliktaustrags trans-
formierende – Wirkung nur dann entfalten können, wenn sie letztlich auch substan-
ziell zur Bearbeitung der Konfliktursachen beitragen. Die Kongressverhandlungen
auf der Basis der notwendigen Zweidrittelmehrheit boten den prozeduralen Rah-
men, der eine friedliche Einigung ermöglichte. Dass das Abkommen in Folge auch
tatsächlich befriedend wirkte, machte sich aber ebenso daran fest, dass ein politi-
scher Kompromiss gelungen war, der von Regierungs- wie Oppositionslager als
akzeptabel angesehen wurde – wenn ihn auch radikalere Gruppierungen auf beiden
Seiten als Verrat kritisierten.

Die Überarbeitung der Verfassung kann insofern als zentrales Beispiel für eine
effektive Linderung des Konflikts gelten, der die Bedrohungswahrnehmung – bzw.
die Perzeption relativer Deprivation – auf Seiten der Opposition deutlich reduzier-
te.22 Dabei setzte die Opposition u.a. eine Klausel durch, die eine Wiederwahl von
Präsident Morales untersagte. Die revidierte Verfassungsvorlage band eine Reihe
von Entscheidungen an Zweidrittelmehrheiten im Parlament und schränkte plebis-
zitäre Entscheidungsmöglichkeiten (z.B. Schutz der Judikative vor Abberufungs-
referenden) sowie die direkte Mitbestimmung der »organisierten Zivilgesellschaft«
ein. Die Reichweite spezieller Wahlbezirke für indigene Völker und des indigenen

4.2

20 Nicht in das Bild institutionalisierter, demokratischer Konfliktbearbeitung passt allerdings der
Druck, den geschätzte 100.000 MAS-Anhänger außerhalb des Parlaments ausübten (vgl. Jost 2009:
38; Peñaranda 2009: 185-186).

21 Zentrale Forderungen der Opposition waren eine biometrische Neuregistrierung der Wahlberech-
tigten sowie die Reduktion der Sondersitze für indigene Völker (vgl. La Razon 2009; El Pais 2009).

22 Vgl. Böhrt (2009: 65-105); Jost (2009: 39-41); Schilling-Vacaflor (2010: 214-217); Wolff (2012:
6-11).
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Gewohnheitsrechts wurden klar begrenzt. Dagegen wurden die Kompetenzen der
Departments deutlich ausgeweitet. Schließlich wurde eine Bestimmung ergänzt, der
zufolge die neu etablierte Obergrenze für Großgrundbesitz nicht auf bereits beste-
henden Landbesitz anzuwenden ist. Auch bei den Verhandlungen um das vorläufige
Wahlgesetz 2009 konnte die Opposition zentrale Forderungen durchsetzen (siehe
oben).

Mit Blick auf die Umverteilung ökonomischer Ressourcen standen Landreform
und die Einnahmen aus der Gasförderung im Zentrum der Auseinandersetzung. Für
die Großgrundbesitzer und Agrarunternehmer in den Reihen der Autonomiebewe-
gungen stellte die verfassungsrechtliche Ergänzung, dass die neue Obergrenze für
Landbesitz nicht rückwirkend anzuwenden sei, ein zentrales Zugeständnis dar
(Eaton 2011: 297). Konfliktlindernd wirkte zudem, dass die Regierung Morales in
ihrer Agrarreformpolitik einen Schwerpunkt auf die Verteilung fiskalischer Böden
legte (Urioste 2009: 124). Gleichwohl blieb dieses Politikfeld überaus konflikt-
trächtig, die Auseinandersetzungen verlagerten sich allerdings zunehmend von der
nationalen auf die je lokale Ebene. In den Fällen, in denen sich die Regierung darum
bemühte, Ländereien zu enteignen, die nicht die verlangte sozioökonomische Funk-
tion erfüllten, kam es mitunter zu gewaltsamem Widerstand der Großgrundbesitzer
(vgl. Ströbele-Gregor 2009: 148-149; Urioste 2009: 124). Neben dem Widerstand
gegen den Verfassungsentwurf des MAS war es insbesondere die Verteilung der
Gaseinnahmen, die die Proteste der Autonomiebewegungen im Jahr 2008 vorantrieb
(vgl. Humphreys/Bebbington 2010: 147). Auslöser war die Entscheidung der Re-
gierung Ende 2007, den Anteil der Department-Regierungen an einer Zusatzsteuer
auf Kohlenwasserstoffe (Impuesto Directo a los Hidrocaburos, IDH) um 30% zu
reduzieren, um damit eine neue Universalrente zu finanzieren (Peñaranda 2009:
126; Romero 2009: 16). In diesem Fall konnten sich die Department-Regierungen
nicht durchsetzen und mussten eine gewisse Reduktion ihrer Einnahmen hinneh-
men. Aufgrund der generell deutlich erhöhten Erdgassteuern in einem Kontext ten-
denziell steigender Erdgaspreise griffen diese Einnahmeverluste allerdings auf re-
lativ hohem Niveau und blieben vom Umfang her begrenzt (Fundación Jubileo
2009: 4-5, 10-11; vgl. Humphreys/Bebbington 2010).

Voraussetzungen und Grenzen demokratischer Konfliktbearbeitung

Es gehört zu einer demokratietheoretischen Standardwarnung, dass die Demokratie
auf »moralischen Ressourcen« beruht, die sie nur in Grenzen selbst schaffen kann
(Offe 2003: 327). In diesem Sinne zeigt das Konfliktverhalten von Regierung und
Opposition Hinweise auf einen basalen Konsens über demokratische Grundregeln,

4.3
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der sich im Sinne von Larry Diamond (1990: 49) als Grundlage für das Funktio-
nieren der oben geschilderten Mechanismen demokratischer Konfliktbearbeitung
interpretieren ließe. Zwar griffen alle Konfliktparteien mitunter auf außerinstitutio-
nelle – und teils gewaltgestützte – Formen des Konfliktaustrags zurück und mobi-
lisierten insbesondere die eigenen Anhänger, um die Gegenseite unter Druck zu
setzen (vgl. Eaton 2011; Laserna 2010; Peñaranda 2009). Allerdings setzte die Re-
gierung die repressiven Instrumente des Staates nur sehr zurückhaltend ein (siehe
unten); ein gewaltsames Vorgehen gegen die Autonomiebewegungen, das eine ent-
sprechende Gewaltspirale hätte auslösen können, blieb entsprechend aus. Zugleich
verfolgten die in der Opposition versammelten »alten Eliten« – im Unterschied zu
früheren Jahrzehnten – nicht erkennbar eine Strategie des autoritären Putsches, son-
dern wählten mit der Forderung nach Autonomie einen im Kern demokratischen
Weg, um die eigenen Interessen gegen die perzipierten »Angriffe« der Zentralre-
gierung zu schützen (vgl. Eaton 2007; 2011). Inwieweit dies allerdings einen ge-
nuinen Basiskonsens spiegelt, ist unklar. Das Verhalten beider Seiten dürfte min-
destens auch einer realistischen Einschätzung der jeweiligen Handlungsspielräume
geschuldet sein, die sich insbesondere auf eine – in historischer Perspektive unge-
wöhnliche – politökonomische Konstellation zurückführen lässt: Das Militär, das
als Teil der »alten Eliten« traditionell auf Seiten der Opposition zu verorten und für
einen Putsch gegen Morales unabdingbar gewesen wäre, verhielt sich loyal gegen-
über der Regierung und wendete sich klar gegen jegliche sezessionistischen Ten-
denzen; gleichzeitig verweigerte es sich aber ebenso einer repressiven Politik gegen
die Tiefland-Opposition (siehe 4.5).

Gleichzeitig zeigt die reale Konflikteskalation, die Bolivien an den Rand eines
Bürgerkriegs brachte, dass der wie auch immer genuine Basiskonsens über Grund-
regeln der Demokratie nur begrenzt wirksam war. Das Ausmaß politischer Polari-
sierung unter Bedingungen tendenziell überlappender cleavages23 führte jedenfalls
dazu, dass demokratische Verfahren in Bolivien – ganz im Sinne der Forschung, die
die Risiken von Wahlen in gespaltenen Gesellschaften betont – nur zum Teil frie-
densfördernd, teilweise dagegen offen konfliktverschärfend wirkten. Schon ganz
allgemein standen Wahlen und die Opportunitätsstrukturen, die sie boten, am Be-

23 Die Gegenüberstellung eines armen, indigen geprägten und auf den Zentralstaat und die Binnen-
wirtschaft ausgerichteten andinen Westens (Hochland), der von der Regierung Morales repräsen-
tiert wird, und dem reichen, »weißen«, auf den Weltmarkt ausgerichteten Osten (Tiefland), den die
oppositionellen Autonomiebewegungen vertreten, geht in vielerlei Hinsicht allzu grob über interne
Fragmentierungen und gewichtige cross-cutting cleavages hinweg, erhielt aber in der Wahrneh-
mung der Akteure und im politischen Diskurs gleichwohl eine reale Bedeutung: als Konfrontation
»der zwei Bolivien« (Dunkerley 2007; vgl. Eaton 2011: 300-302).
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ginn der Konfliktkonstellation: Politische Reformen in den 1990er Jahren, die
Wahlbeteiligung und -erfolge des MAS ermöglichten, bildeten ein wichtiges Ele-
ment im politischen Aufstieg der Partei bis hin zum Wahlsieg bei den Präsident-
schaftswahlen Ende 2005.24 Wahlen wirkten damit einerseits in Richtung einer
Vertiefung von Demokratie, insofern sie die Repräsentativität bzw. Inklusivität des
politischen Systems deutlich steigerten, und dabei zugleich auch friedensfördernd,
indem sie dazu beitrugen, den Widerstand der indigenen und sozialen Bewegungen
in institutionelle Bahnen zu lenken. Andererseits bedeutete der Transformations-
und Umverteilungsanspruch der bisher Marginalisierten allerdings, dass ihre Wahl-
erfolge die real-existierenden demokratischen Institutionen und konkret die alten
Eliten offen herausforderten. Ab 2006 sah sich die Opposition auf nationaler Ebene
zunehmend als strukturelle Minderheit, für die Wahlen und Referenden als Mittel
der politischen Auseinandersetzung kaum mehr aussichtsreich schienen.25

In diesem Kontext trug die Verfassunggebende Versammlung – unabhängig von
allen positiven Funktionen, die sie mit Blick auf die politische Inkorporation bisher
marginalisierter Bevölkerungsteile besaß – mit Blick auf das Verhältnis zwischen
Regierungslager und Opposition zu Polarisierung und Konflikteskalation bei. Fol-
gerichtig endete sie Ende 2007 in offenen Konfrontationen.26 Auch ein weiterer
Weg, den Konflikt auf demokratischem Wege zu entschärfen, scheiterte: Die Ab-
berufungsreferenden im August 2008, in denen die wichtigsten politischen Kontra-

24 Hier sind insbesondere die Dezentralisierungs- und Volksbeteiligungsreformen zu nennen, die in-
digenen und sozialen Bewegungen über Wahlen auf lokaler Ebene einen formellen Zugang zum
politischen System ermöglichten. Auf nationaler Ebene führten neu eingeführte Direktmandate
dazu, dass geografisch konzentrierte Gemeinschaften (wie die Kokabauern um Evo Morales, die
später den Kern des MAS bilden sollten) eigene Vertreter ins Parlament wählen konnten. Hinzu
kamen Anstrengungen der Wählerregistrierung, die insbesondere die Wahlbeteiligung der (indi-
genen) Landbevölkerung deutlich steigerten (vgl. Van Cott 2005: 68-71, 87-95).

25 In Folge setzten die regionalen Autonomiebewegungen und ihre Vertretung in Kongress und Ver-
fassunggebender Versammlung über weite Teile der Periode zwischen Antritt der MAS-Regierung
im Januar 2006 und dem Verfassungsabkommen im Oktober 2008 auf institutionelle Blockade und
Obstruktion einerseits, außer- und gegeninstitutionellen Widerstand andererseits (siehe hier ins-
besondere die Chronologie in Peñaranda 2009; vgl. auch Gamboa 2009; Schilling-Vacaflor 2010:
Kap. 4).

26 Angesichts massiver Konflikte, die die Arbeit der in Sucre tagenden Verfassunggebenden Ver-
sammlung für Wochen unterbanden und zu zahlreichen Verletzten und drei Toten führten, wurde
die Constituyente im Dezember 2007 zunächst in ein Militärgebäude nahe Sucre und schließlich
nach Oruro verlegt, um die Verabschiedung der Vorlage zu ermöglichen. Weite Teile der Oppo-
sition blieben diesen letzten Sitzungen aus Protest fern (vgl. Gamboa 2009: 269; Peñaranda 2009:
127-134; Schilling-Vacaflor 2010: 145-147; Zegada 2010: 193).
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henten in ihren Ämtern bestätigt wurden,27 wirkten letztlich eher konfliktverschär-
fend. Dass Präsident Morales im doch eigentlich oppositionellen Tiefland teils
überraschend gut abschnitt,28 signalisierte den Autonomiebewegungen, dass sie bei
zukünftigen Wahlen (Verfassungsreferendum, Wahlen auf subnationaler Ebene)
schlechte Karten haben dürften. Die These, dass dieses »Gefühl der Schwäche« auf
Seiten der Opposition zu den »Ausbrüchen von Gewalt« im September 2008 beitrug
(Peñaranda 2009: 152), ist durchaus plausibel.

Kausalmechanismus III: Informelle Konfliktbearbeitung

Die demokratischen Mechanismen der Konfliktbearbeitung erfassen zentrale Ele-
mente des Aushandlungsprozesses zwischen Regierungslager und Opposition. Der
Blick auf die formalen Institutionen weist allerdings insbesondere eine Blindstelle
auf, die den Übergang zwischen außerinstitutioneller Konfrontation und institutio-
neller Verhandlung betrifft. Hier kommt die Bedeutung informeller Mechanismen
der Konfliktbearbeitung ins Spiel.29

Dass demokratische Verhandlungen in Bolivien wie überall von diversen infor-
mellen Dialogen am Rande und außerhalb der formellen Institutionen begleitet
werden, ist nicht weiter bemerkenswert. Am Beispiel des Verfassungskompromis-
ses, ohne den der letztendlich friedliche Verlauf der politischen Transformation
kaum denkbar ist, lässt sich aber zeigen, dass hier informelle Mechanismen der
Konfliktbearbeitung unabdingbare Voraussetzungen des Verfassungskompromis-
ses darstellten. Einerseits wurden die Verhandlungen im Kongress durch eine Serie
direkter Gespräche überhaupt erst ermöglicht. Dies betrifft insbesondere den Dialog
zwischen dem (relativ moderaten) Präfekten von Tarija, Mario Cossío, und der Re-
gierung im September 2008, der seinerseits eine Verhandlung zwischen der Gruppe
oppositioneller Präfekten und der Regierung ermöglichte, in der wichtige Weichen-
stellungen für den Verfassungskompromiss vorgenommen wurden (vgl. Gamboa
2009: 270-274; Peñaranda 2009: 165-183).

4.4

27 Bei den Referenden standen Präsident Morales sowie alle neun Präfekten des Landes zur Wahl.
Lediglich zwei oppositionelle Präfekten in Departments, die nicht zum Tiefland gehören (Co-
chabamba, La Paz), wurden abgewählt. Morales erreichte landesweit eine Zustimmung von über
67% (Romero 2009: 12-15).

28 In 27 der insgesamt 44 Provinzen der oppositionellen Departments stimmten Mehrheiten gegen
eine Abberufung Morales’. In Pando setzte sich Morales sogar auf Departmentsebene durch und
selbst in der Oppositionshochburg Santa Cruz erhielt Morales immerhin 40,7% Zustimmung
(Peñaranda 2009: 151).

29 Grundlegend zur Bedeutung informeller Institutionen in der Demokratie vgl. Helmke/Levitsky
(2006); Lauth (2000). Für einen Vorschlag zur Integration informeller Mechanismen in eine er-
weiterte Perspektive auf den democratic civil peace vgl. Wolff (2009: 1004-1005; 2008: 85-102).
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Während sich in diesen Dialogprozessen immerhin anerkannte Repräsentanten
der Konfliktparteien gegenübersaßen, erlangte die inhaltliche Vorbereitung des
Verfassungskompromisses durch eine kleine Gruppe dialogbereiter Personen beider
»Lager« lediglich ex post und de facto diese Bedeutung: Nach dem Ende der Ver-
fassunggebenden Versammlung bemühte sich eine Gruppe um Carlos Romero, Ab-
geordneter des MAS in der Verfassunggebenden Versammlung und ab 2008 Mi-
nister, und Carlos Böhrt, Senator der Oppositionspartei PODEMOS, darum, Mög-
lichkeiten eines konstitutionellen Kompromisses zwischen den unterschiedlichen
Vorstellungen zu identifizieren. Sowohl die inhaltlichen Ergebnisse dieser Bemü-
hungen (Alarcón et al. 2008; Romero et al. 2009) als auch das persönliche Vertrauen,
das sie erzeugten, bildeten wichtige Grundlagen des parlamentarischen Verfas-
sungskompromisses (vgl. Peñaranda 2009: 162).

Schließlich bedeuteten die Verhandlungen im Kongress zwar eine Rückkehr der
Auseinandersetzung in formal-demokratische Bahnen – die (weitreichende) Über-
arbeitung des von der Verfassunggebenden Versammlung erarbeiteten Entwurfs
durch das Parlament entbehrte allerdings jeglicher verfassungsrechtlicher Grund-
lage (Böhrt 2009: 65-66; Jost 2009: 38). Dass sich der Kongress – unter dem Ein-
verständnis der zentralen Konfliktparteien und letztlich durch die Bevölkerung per
Referendum sanktioniert – faktisch zum Congreso Constituyente erklärte und in-
formell so handelte, als ob er diese Kompetenz besäße, war letztlich unabdingbare
Bedingung des Verfassungskompromisses (vgl. Böhrt 2009: 66; Gamboa 2009:
270).

Kausalmechanismus IV: Politökonomische Opportunitätsstruktur

Die bisher analysierten Kausalmechanismen wirkten in Richtung friedlicher Kon-
fliktbearbeitung, indem insbesondere die Motivation der Opposition zum Rückgriff
auf Gewalt reduziert wurde: indem ihr formelle und informelle Möglichkeiten zur
friedlichen Artikulation und partiellen Durchsetzung der eigenen Interessen und
Werte geboten wurden. Bei allen prozeduralen und substanziellen Konzessionen,
die die »alten Eliten« erreichen konnten, bleibt allerdings das Ausmaß, in dem sie
politisch entmachtet wurden, in historischer und weltweit vergleichender Perspek-
tive immer noch enorm. Um zu verstehen, warum der Widerstand der Opposition
nach der Krise vom September 2008 gleichwohl begrenzt blieb, müssen deshalb
neben den reduzierten Gründen auch die Möglichkeiten der Opposition zum Rück-
griff auf Gewalt einbezogen werden. Diese Möglichkeiten wurden durch die spe-
zifische politökonomische Opportunitätsstruktur, in der sich die »alten Eliten« unter
der Regierung Morales wiederfanden, deutlich eingeschränkt. Dabei sind insbeson-

4.5
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dere drei zusammenhängende Merkmale zu nennen: die regionale Konzentration
der Opposition, die empirische Legitimität der Regierung und der Mangel an (po-
tenziellen) Alliierten der Autonomiebewegungen.30

Der MAS-Regierung stand von Beginn an eine auf nationaler Ebene äußerst frag-
mentierte Opposition gegenüber. Gleichzeitig waren die vom Regierungsprojekt
bedrohten »alten Eliten« politisch und ökonomisch primär in den Tiefland-Depart-
ments des Landes verankert. Damit bot sich die regionale Autonomie als Abwehr-
strategie der Opposition unmittelbar an (vgl. Eaton 2007; 2011). Diese regionale
Konzentration verstärkte aber das Problem einer fehlenden Machtperspektive auf
nationaler Ebene, insofern der quasi-nationalistische Autonomiediskurs breitere,
landesweite Bündnisse erschwerte.

Das Gegenteil galt für die Regierung Morales, deren empirische Legitimität so-
wohl breit als auch tief war: breit, insofern sich die Regierung auf eine landesweit
klar mehrheitliche Zustimmung (in Wahlen und Umfragen) stützen konnte, die auch
im Tiefland noch signifikante Minderheiten (teilweise um die 40%) umfasste; tief,
insofern Morales mit der indigenen Bevölkerung und den sozialen und indigenen
Bewegungen des Landes über eine Basis verfügte, die bereit war, »ihren« Präsi-
denten mit enormem Mobilisierungsaufwand zu verteidigen. Gleichzeitig verzich-
tete die Regierung, wie gesehen, weitgehend auf den Versuch, die Autonomiebe-
wegungen per staatlicher Repression zu bekämpfen, was die Legitimität der Zen-
tralregierung untergraben, eine auf »Gegengewalt« setzende Oppositionsstrategie
gerechtfertigt und die Mobilisierungskraft der Autonomiebewegungen ausgeweitet
hätte. Stattdessen waren es gesellschaftliche Kräfte, die im Namen der Regierung
gegen die Autonomiebewegungen mobilisierten. Damit drehte sich die Konstella-
tion um, wie sich zugespitzt im September 2008 zeigte: Es waren die oppositionellen
Gruppierungen, die zur Gewalt gegen den Staat griffen und unbewaffnete Regie-
rungsanhänger attackierten. Dies führte – wie sich spätestens nach dem »Massaker
von Pando« zeigen sollte – zu deutlichen Legitimitätsverlusten der Opposition. Die
Regierung Morales konnte sich dagegen als zurückhaltende, auf Frieden und na-
tionale Einheit zielende Kraft darstellen, die erst in letzter Instanz – z.B. mit dem

30 Damit ist bereits gesagt, dass der Begriff der »politökonomischen Opportunitätsstruktur« hier kei-
neswegs materialistisch verengt wird, sondern auch eine wichtige diskursive Dimension besitzt.
Einerseits werden »materielle« Gegebenheiten – wie z.B. die ökonomische Basis der Opposition
oder die politische/wirtschaftliche Interessenlage potenzieller Alliierter – erst in ihrer Wahrneh-
mung durch die Akteure als Opportunitäten und Beschränkungen wirksam. Andererseits hängen
die politökonomischen Kräfteverhältnisse – etwa zwischen Regierung und Opposition – selbst in
zentraler Weise davon ab, welche Forderungen, rhetorischen Figuren und Argumentationsmuster
auf öffentliche Resonanz und Legitimität stoßen (vgl. hierzu grundlegend Koopmans/Olzak 2004).
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Ausnahmezustand in Pando – reagierte, um Gewaltexzesse der Autonomiebewe-
gungen zu unterbinden (vgl. Peñaranda 2009: 161; Zegada 2010: 193).

Die regionale Konzentration der Autonomiebewegungen und die empirische Le-
gitimität der Regierung führten schließlich dazu, dass der Opposition auf nationaler
Ebene entscheidende Alliierte fehlten. Dies hat allgemein sicherlich mit einem star-
ken nationalen (bzw. nationalistischen) Grundkonsens zu tun, der sich bis zur Re-
volution von 1952 zurückverfolgen lässt, an die die Agenda der Regierung Morales
in vielerlei Hinsicht anschloss (vgl. Whitehead 2008: 262-268).31 An dieser Stelle
ist insbesondere die bereits angesprochene Positionierung des Militärs von Bedeu-
tung: Die spezifische politökonomische Konstellation, in der die linke und indigen
geführte Regierung Morales ganz im Sinne der Identität der Streitkräfte für eine
Agenda des ökonomischen und politischen Nationalismus stand, während die tra-
ditionelle Elite aus der Opposition eine tendenziell separatistische Strategie ver-
folgte, führte dazu, dass »die traditionellen Verbindungen zwischen Militär und den
Eliten effektiv abgeschnitten wurden« (Kohl 2010: 111). Dem entsprachen auch
konkrete materielle Interessen der Streitkräfte: Die Regierung Morales hatte signi-
fikante Lohnerhöhungen und militärische Investitionen ermöglicht, die Forderung
nach finanzieller Autonomie der Departments dagegen gefährdete tendenziell das
Verteidigungsbudget, das aus zentralstaatlichen Mitteln gespeist wird (Kohl 2010:
111).32 Gleichzeitig weigerte sich die Führung der Streitkräfte aber offenbar, mit
Repression gegen die Autonomiebewegungen vorzugehen (vgl. Lehoucq 2008: 122;
US Embassy La Paz 2007; 2008). Dies hätte vorhersehbar zu einer Spaltung des
Militärs mit potenziell hochkonfliktträchtigen Folgen geführt.

Die so umrissene politökonomische Opportunitätsstruktur bedeutete, dass für die
Opposition letztlich weder Sezession noch Putsch eine realistische Perspektive dar-
stellte. Das Ziel einer möglichen Strategie der gewaltsamen Konfrontation war da-
mit völlig unklar, während das »Massaker von Pando« und seine politischen Folgen
die absehbaren Kosten deutlich machten. In der Summe kann man mithin sagen,
dass der friedliche Charakter des Umbruchs in Bolivien auch dadurch zu erklären
ist, dass die »alten Eliten« jedenfalls zu einem Teil schlicht mit gewaltarmen Mitteln
besiegt wurden. Nach dem Verfassungskompromiss vom Oktober 2008 und dem
Referendum vom Januar 2009 war für die regionale Opposition klar, dass es rea-
listisch nur mehr darum gehen konnte, bei der gesetzlichen Ausgestaltung der De-

31 Diesen Gedanken verdanke ich Hans-Jürgen Puhle.
32 Unter diesen Bedingungen blieb das Militär gegenüber der Regierung Morales loyal, »selbst nach-

dem er eine neue Generation von Generälen ernannt und erstmalig Indigene zur Offiziersschule
der Streitkräfte zugelassen hatte« (Kohl 2010: 111).
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partment-Autonomien so viel wie möglich herauszuholen – was letztlich einen in-
stitutionalistischen Kurs verlangte.

Kausalmechanismus V: Der internationale Kontext

Obwohl das Konzept des democratic civil peace in vielerlei Hinsicht an das Para-
digma des Demokratischen Friedens auf internationaler Ebene anschließt (vgl.
Spanger/Schesterinia 2012), rekurrieren vorliegende Erklärungen zur innergesell-
schaftlichen Friedenswirkung der Demokratie in der Regel nicht systematisch auf
internationale Faktoren. Im hier untersuchten Fall wirkte der internationale Kontext
den friedlichen Verlauf des Umbruchs befördernd, indem externe Akteure die Ver-
suche der formalen und informellen Konfliktbearbeitung unterstützten und zugleich
die politökonomische Opportunitätsstruktur weiter zu Lasten einer auf Konfronta-
tion setzenden Opposition verschoben.

Der politische Aufstieg, den Morales und der MAS seit Mitte der 1990er Jahren
vollzogen, ist primär das Ergebnis innergesellschaftlicher Entwicklungen. Gleich-
wohl kann kaum bezweifelt werden, dass ihr bisheriger Erfolg an der Regierung,
der sich nicht zuletzt in dem hier analysierten friedlichen Umbruch ausdrückt, von
außergewöhnlichen internationalen – und vor allem regionalen – Rahmenbedin-
gungen profitierte. Die seit 1990 im Rahmen der Organisation Amerikanischer
Staaten (OAS) institutionalisierten Demokratienormen schlagen sich in einer sehr
breiten regionalen Unterstützung gewählter Regierungen nieder (vgl. Hawkins/
Shaw 2007). Hinzu kam die spezifische Konjunktur des »Linksrucks« in Südame-
rika, der dazu führte, dass die politischen Sympathien für Morales in der Region
hoch waren und die Regierung auf direkte Unterstützung insbesondere durch Ve-
nezuela, aber auch durch Argentinien und Brasilien zählen konnte (vgl. Schmalz
2009). Als die Regierung im September 2008 in ihre schwerste innenpolitische Krise
geriet, reagierte die UNASUR mit einer eindeutigen Erklärung, in der sie die Re-
gierung Morales unterstützte und die Aktionen der Autonomiebewegungen deutlich
verurteilte.33 In Folge schloss sich die EU der UNASUR-Erklärung an (EU 2008),
und auch die OAS erklärte ihre Unterstützung für die Regierung (Zegada 2010: 193).
Diese Positionierung der internationalen Gemeinschaft, und besonders der UN-
ASUR, bildete, so Carlos Romero (2009: 18), einen »Schlüsselfaktor, der zum

4.6

33 Die kurzfristig in Santiago de Chile versammelten Staatschefs der UNASUR erklärten der Regie-
rung Morales ihre »vollste und entschiedenste Unterstützung«, kündigten an, dass sie jegliche
Situation, die einen »Zivilputsch«, »einen Bruch der institutionellen Ordnung« oder eine Gefähr-
dung »der territorialen Integrität« bedeuten würde, »energisch ablehnen und nicht anerkennen
werden«, verurteilten »den Angriff auf Regierungseinrichtungen und auf die öffentliche Gewalt«
und verurteilten aufs Schärfste »das Massaker« in Pando (zit. nach Peñaranda 2009: 160-161).
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Scheitern der Opposition beitrug« (vgl. Böhrt 2009: 59-60). Im November 2008
bestätigte eine Untersuchungskommission der UNASUR die Position der Regie-
rung, dass es in Pando zu einem »Massaker« an unbewaffneten Regierungsanhän-
gern gekommen sei, das einem »Verbrechen gegen die Menschlichkeit« gleichkäme
(zit. nach Peñaranda 2009: 159). Zuvor hatten Beobachter der UNASUR, weiterer
internationaler Organisationen sowie von Regierungen aus Lateinamerika und Eu-
ropa die verschiedenen Runden des Dialogs zwischen Regierungslager und Oppo-
sition begleitet. Angesichts des extrem angespannten Klimas zwischen den Kon-
fliktparteien wird die Bedeutung dieser externen Akteure als Vermittler und Beob-
achter als »vital« eingeschätzt (Peñaranda 2009: 176, 179; vgl. Böhrt 2009: 60, 63).

Die klare Positionierung der internationalen Gemeinschaft – und namentlich der
UNASUR – zu Gunsten der Regierung Morales machte die Sezessionsdrohung der
Autonomiebewegungen endgültig unglaubwürdig (Humphreys/Bebbington 2010:
153).34 Eine politische Anerkennung der regionalen Opposition innerhalb Südame-
rikas war damit ausgeschlossen. Und ökonomisch waren sowohl die Exportland-
wirtschaft als auch vor allem der Gasexport unmittelbar von der Kooperation mit
Argentinien und Brasilien abhängig. Schließlich fiel selbst die US-Regierung, der
historisch wohl zuverlässigste Partner der bolivianischen Eliten, weitgehend aus.
Während die Vereinigten Staaten vor dem Wahlsieg von Morales konsequent das
regierende Establishment unterstützt und den MAS und insbesondere die Koka-
bauern um Morales offensiv bekämpft hatten, nahm die US-Regierung nach dem
Wahlsieg von Morales eine deutlich ambivalentere Haltung ein. Jedenfalls entschied
sie sich sowohl gegen eine offene Konfrontation mit der Regierung Morales als auch
gegen eine offene Positionierung zu Gunsten der regionalen Autonomiebewegun-
gen. Zwar diente eine Reihe von US-Aktivitäten der Unterstützung der oppositio-
nellen Präfekturen, diese endete aber mit der Ausweisung des US-Botschafters im
Kontext der innenpolitischen Krise im September 2008.35

Schluss

Bei aller Kritik, die üblicherweise am Zustand der bolivianischen Demokratie geübt
wird (vgl. Bertelsmann Stiftung 2009; Gamarra 2008; Laserna 2010), erwies sich
diese doch bemerkenswert fähig, einen dramatischen Machtübergang in weitgehend

5.

34 Schon die eigenständig durchgeführten Autonomiereferenden in der media luna erreichten kei-
nerlei internationale Zustimmung oder gar offizielle Anerkennung (Romero 2009: 11). Nach dem
»Massaker von Pando« und der Positionierung der UNASUR war diese Option endgültig ver-
schlossen.

35 Für eine ausführliche Analyse der US-Politik gegenüber Bolivien unter Morales siehe Wolff
(2011). Vgl. auch Burron (2012).
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friedliche Bahnen zu lenken. Der überwiegend gewaltlose Verlauf des politischen
Umbruchs, den Bolivien zwischen 2006 und 2009 erlebte, lässt sich zu guten Teilen
auf das Funktionieren demokratischer Konfliktbearbeitung zurückführen: Demo-
kratische Verfahren und Institutionen boten Möglichkeiten zum gewaltlosen Kon-
fliktaustrag (Konfliktentschärfung) und sorgten zugleich dafür, dass die teils dra-
matischen Positionsdifferenzen zwischen Regierung und Opposition deutlich redu-
ziert wurden (Konfliktlinderung). Zugleich bestätigte die Analyse, dass die Frie-
denswirkung der Demokratie unter Bedingungen struktureller Ungleichheit und
konkret in einem Kontext politischer Polarisierung generell prekär ist und demo-
kratische Verfahren mitunter auch konfliktverschärfend wirken können.

Einem analytisch-eklektizistischen Vorgehen folgend, wurden diese Ambivalen-
zen und Blindstellen eines eng verstandenen democratic civil peace in dreierlei
Weise gefüllt. Erstens zeigten sich informelle Mechanismen der Konfliktbearbei-
tung als zentrales Bindeglied, um den Übergang von der außerinstitutionellen Kon-
frontation zur institutionellen Verhandlung zu füllen. Theoretisch verweist dies auf
die Notwendigkeit, das Zusammenwirken formaler und informeller Konfliktbear-
beitungsmodi systematisch in die Erklärung real-existierender Formationen des in-
nergesellschaftlichen demokratischen Friedens einzubeziehen. Hier lässt sich an
Arbeiten zur Bedeutung informeller Institutionen in der neueren Demokratiefor-
schung anschließen (vgl. z.B. Helmke/Levitsky 2006; Lauth 2000).

Zweitens wurde mit Blick auf die politökonomische Opportunitätsstruktur her-
ausgearbeitet, dass die »alten Eliten« trotz der verbleibenden Gründe zum notfalls
gewaltsamen Widerstand gegen das Transformationsprojekt der Regierung nur in
engen Grenzen über entsprechende Möglichkeiten verfügten: Während sich die Re-
gierung Morales auf breite, landesweite Unterstützung, demokratische Legitimation
und einen wirkmächtigen national-popularen Diskurs stützen konnte, blieb der Op-
position eine regionalistische Abwehrstrategie, die ihre nationalen Handlungs- und
Bündnisoptionen eng begrenzte. Daraus ergibt sich die theoretische Schlussfolge-
rung, dass neben einer erfolgreichen Konfliktbearbeitung auch die systematische
Begrenzung der Konfliktfähigkeit soziopolitischer Akteure zur Aufrechterhaltung
von Frieden beitragen kann. Üblicherweise sind es sozioökonomisch marginali-
sierte gesellschaftliche Schichten, die durch unterdurchschnittliche Kapazitäten zur
politischen Artikulation und Mobilisierung von Widerstand charakterisiert sind –
dies gilt namentlich für die real-existierenden Demokratien Lateinamerikas (vgl.
Wolff 2008; 2009). Ganz im Sinne der neueren sozialen Bewegungsforschung (vgl.
z.B. McAdam et al. 2001) zeigt die vorliegende Fallstudie allerdings, dass Oppor-
tunitätsstrukturen nicht einfach in Gestalt eines bestimmten politischen Systems
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gegeben sind, sondern durch gesellschaftliches Handeln aktiv gestaltet und trans-
formiert werden können.

Drittens erwies sich der internationale Kontext als Faktor, der die genannten in-
nergesellschaftlichen Kausalmechanismen unterstützte: Vertreter der »internatio-
nalen Gemeinschaft« unterstützten einerseits die Versuche der formalen und infor-
mellen Konfliktbearbeitung und verschoben andererseits die politökonomische Op-
portunitätsstruktur weiter zu Lasten der Opposition. Diese innergesellschaftlich wie
international geprägte politökonomische Opportunitätsstruktur ist dabei keineswegs
rein materiell, sondern zu wichtigen Teil »diskursiv« (Koopmans/Olzak 2004): Die
Verschiebung des Kräfteverhältnisses zu Gunsten der Regierung Morales – im Ver-
hältnis zur regionalen Opposition – basierte nicht zuletzt auf der nationalen und
externen Resonanz, auf die ihre politischen Forderungen, vor allem aber ihr An-
spruch auf die legitime, demokratisch bestimmte Repräsentation des bolivianischen
Volkes/Staates stießen. Mit Blick auf die kausale Bedeutung externer Akteure für
die Reproduktion (oder Gefährdung) des innergesellschaftlichen Friedens weist der
vorliegende Beitrag darauf hin, dass externe Akteure nicht erst durch die aktive
Einmischung in das Konfliktgeschehen relevant werden, sondern auch dadurch,
dass sie die materiellen Anreiz- und die ideellen Resonanzstrukturen beeinflussen,
die das Denken und Handeln »lokaler« Akteure prägen.

In der Summe war es ein sehr spezifischer gesellschaftlicher und internationaler
Kontext, der es der Regierung Morales erlaubte, gegen eine zentrale Erkenntnis der
Demokratieforschung zu verstoßen: Die Stabilität der Demokratie unter Bedingun-
gen struktureller sozialer Ungleichheit hängt davon ab, dass demokratische Ver-
fahren »die dominanten Klassen gegen wahrgenommene Bedrohungen ihrer vitalen
Interessen beschützen« (Rueschemeyer et al. 1992: 78; vgl. Wolff 2008: Kap. 2).
Während formale und informelle Mechanismen der Konfliktbearbeitung das Aus-
maß dieser Bedrohung nur partiell reduzierten, waren es die genannten innergesell-
schaftlichen und internationalen Kontextbedingungen, die die Optionen der be-
drohten »alten Eliten« zur – notfalls gewaltsamen – Gegenwehr deutlich begrenzten.
Der Blick auf die Kausalmechanismen, die das politische System formal bereitstellt,
erwies sich mithin zwar als Einstieg und Rahmen analytisch hilfreich, als Erklärung
war der Blick auf den democratic civil peace aber zu eng. Demokratie und ihre
Fähigkeit zur friedlichen Bearbeitung soziopolitischer Konflikte sind nur zu ver-
stehen, wenn demokratische Institutionen als eingebettet in und im Zusammenspiel
mit informellen Politikmustern, politökonomischen Konfliktkonstellationen und
internationalen Kontextbedingungen analysiert werden. Um dies herauszuarbeiten,
bietet die Analyse signifikanter Nicht-Ereignisse – Episoden, in denen es bemer-
kenswerterweise nicht zu Gewalteskalation kam – einen fruchtbaren Zugang. Diese
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Forschungsstrategie fortsetzend ließen sich an die hier präsentierte Einzelfallstudie
etwa komparative Fallstudien anschließen, in denen ähnlich gelagerte Episoden
einsetzender und ausbleibender Gewalteskalation verglichen werden könnten.

Mit Blick auf Bolivien bleibt abschließend zu betonen, dass die vorliegende Ana-
lyse des friedlichen Umbruchs unter grundsätzlich demokratischen Vorzeichen kei-
neswegs impliziert, dass die amtierende Regierung – normativ – als friedens- und/
oder demokratiepolitisch vorbildlich zu charakterisieren wäre. Während es in die-
sem Rahmen nur darum ging, den bemerkenswert gewaltarmen Verlauf des Groß-
konflikts zwischen Regierung und Opposition während der ersten Präsidentschaft
von Evo Morales zu erklären, zeigen insbesondere die politischen Entwicklungen
seit der Wiederwahl des Präsidenten, dass die Fähigkeit bzw. der Wille der Regie-
rung zur konstruktiven Konfliktbearbeitung doch deutliche Grenzen aufweist.36

Nachdem sich die MAS-Regierung gegen die »alten Eliten« bis auf Weiteres durch-
gesetzt hat, eskalieren seit 2010 zunehmend Konflikte zwischen der Regierung und
diversen Gruppierungen, die dem MAS eigentlich nahestehen bzw. -standen. Diese
neue Konfliktwelle wird einerseits durch eine Vielzahl häufig widersprüchlicher
Forderungen gesellschaftlicher Gruppen angetrieben, andererseits durch eine Re-
gierung, die mitunter formale Verfahren der (präventiven) Konfliktbearbeitung
missachtet und deren Dialogbereitschaft derzeit gering scheint.37 Dies wäre ein
Thema für einen weiteren Artikel. Die vorliegende Analyse begründet lediglich die
generelle Erwartung, dass der Regierung Morales im Prinzip hinreichende – formale
wie informelle – Mechanismen der Konfliktbearbeitung zur Verfügung stehen soll-
ten, um auch mit den gegenwärtigen Konflikten gewaltarm umgehen zu können.
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